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Sie kritisierten praktisch alles:
Die verwendeten Daten, die Art
und Weise der Einführung, das
Vorhaben als solches. Die zwei
bernischen Spitalverbände und
die Ärztegesellschaft (Bekag)
liessen an demvon SVP-Gesund-
heitsdirektor Pierre Alain
Schnegg vor einem Jahr einge-
führten Ärztestopp kein gutes
Haar. Und sie wehrten sich
vor Bundesgericht gegen das
Vorhaben.

Die Kritik kam
schon früh
Dort aber erlitten sie auf der
ganzen Linie eine Niederlage.
In zwei Urteilen kamen die
obersten Richter des Landes jetzt
zum Schluss, dass Schnegg
nichts falsch gemacht hat

und die von ihm gewählte Um-
setzung des Ärztestopps zuläs-
sig ist.

Konkret bestimmt der Kanton
Bern seit Anfang 2024,wie viele
Ärztinnen undÄrzte in einer Re-
gion und Fachrichtung ambu-
lant maximal tätig sein dürfen.
Schon in der Vernehmlassung
erntete Schnegg für diesen Plan
viel Kritik. Nicht zu viele Praxen
seien das Problem, sondern zu
wenige, hiess es von den Betrof-
fenen.

Daraufhin überarbeitete die
Regierungdie entsprechendeVer-
ordnung und setzte diese
schliesslich vor einem Jahr in
Kraft.Die ursprünglichenHöchst-
zahlenwaren stark relativiert und
richteten sich hauptsächlich an
spezielle Fachgebiete.

Für die Spitalverbände und die
Ärztegesellschaft war aber nicht
einmal die abgeschwächte Ver-
sion tragbar. Bereits jetzt sei
die Versorgungssituation ange-
spannt, begründeten dieVerbän-
de ihre Beschwerde. Höchstzah-
len seien deshalb kontraproduk-
tiv und würden dem Interesse
derBevölkerung entgegenlaufen.
Zudem seien die Zahlenwillkür-
lich gesetzt worden, und wenn
schon, wäre eine kantonale Ge-
setzesgrundlage nötig für einen
solchen Eingriff in die Wirt-
schaftsfreiheit.

Kanton setzt nur
übergeordnetes Recht um
Das Bundesgericht kam nun al-
lerdings zu einem anderen
Schluss. In den Urteilenwird be-

stätigt, dass die Kantone vom
Bund angehalten worden sind,
in einem odermehreren Fachge-
bieten solche Höchstzahlen zu
erlassen. Dies, um den Anstieg
der Gesundheitskosten und da-
mit der Krankenkassenprämien
zu bremsen.

Auch wenn einige Kantone
zusätzlich eigene gesetzliche
Grundlagen geschaffen hätten,
sei dies nicht zwingend notwen-
dig, so die Richter. Bei der Be-
rechnung derHöchstzahlen stüt-
ze sich Bern zudem auf die vom
BundvorgegebeneBerechnungs-
methode und habe nachvollzieh-
bare Zahlen verwendet.

Die Kritik,wonach der Regie-
rungsrat mit dem Ärztestopp
eine bedarfsgerechte medizini-
sche Versorgung gefährde, lässt

das Bundesgericht ebenfalls
nicht gelten. Das Gegenteil sei
der Fall. Die Zulassungwerde nur
dort beschränkt, wo der Bedarf
gedeckt sei.

Zudem engagiere sich der
Kanton Bern stark bei der Förde-
rung der Hausarztmedizin, wo
nachgewiesenermassen ein
Mangel bestehe.Dies zeige über-
zeugend auf, so die Richter, dass
der Regierungsrat an einer be-
darfsgerechten Versorgung der
Bevölkerung mit medizinischen
Leistungen interessiert sei und
eine ganzheitliche Steuerung an-
strebe.

Das Bundesgericht wies die
Beschwerden deshalb vollum-
fänglich ab.

Marius Aschwanden

Sieg für Schnegg: Ärztestopp ist laut Bundesgericht zulässig
Keine Willkür Der Kanton Bern hat korrekt festgelegt, wie viele Ärzte pro Region höchstens in Praxen tätig sein dürfen.

SVP-Regierungsrat Pierre Alain
Schnegg bekommt vor Bundes-
gericht recht. Foto: Christian Pfander

Dölf Barben

Er sieht schon die «Traum-
schlagzeile» vor sich: «Könizer
Schülerin gewinnt vor Bundes-
gericht». Daniel Kettiger ist An-
walt in Bolligen. Grundrechte in-
teressieren ihn – geradewenn es
um jene von Kindern geht. Und
in Köniz geht es umnichtsweni-
ger.Davon ist Kettiger überzeugt,
und deshalb hat er sich einge-
mischt und eine E-Mail verfasst,
die er nach Köniz schickte und
auch denMedien zukommen lies.
Der Text liest sich wie eine
rechtswissenschaftliche Etüde.

Zum Sachverhalt: Seit Anfang
Februar sind die Könizer Schu-
len handyfreie Zonen.Der sprin-
gende Punkt: Auch in Pausen
und über denMittag – sofern die
Kinder auf dem Schulareal blei-
ben – ist das Handy tabu. Köniz
wird seit der Einführung der ri-
gorosen Regeln auf Anfang Feb-
ruar schon als Schweizer Pio-
niergemeinde gefeiert.

Verbote während Pausen
«rechtlich unzulässig»
Während des Unterrichts oder
auf Exkursionen sei es «ohne
weiteres» zulässig, die Benüt-
zung von Handys zu verbieten,
sagt Kettiger. Es sei auch in Ord-
nung, wenn Kinder sie während
des Unterrichts irgendwo depo-
nieren müssten. «Um das alles
geht es hier nicht.»

Was er beanstande, sei das
«generelle Verbot», das Handy
auf dem Schulareal auch wäh-
rend der Pausen oder in der frei-
en Mittagszeit zu benutzen. Das
sei unverhältnismässig und da-
mit «rechtlich unzulässig».

Tangiert würden die persön-
liche Freiheit, die Möglichkeit,
mit anderen Kindern undweite-
ren Personen zu kommunizieren
sowie womöglich gar die Ver-
sammlungsfreiheit –weil sozia-
ler Austausch in Gruppen heute
oft über Apps erfolge.

Kettiger argumentiert auf ei-
ner weiteren Ebene: Ein Grund-
rechtseingriff bedürfe einer ge-
nügenden gesetzlichen Grund-
lage. Ermüsse in einem von den

Stimmberechtigten oder dem
Gemeindeparlament beschlosse-
nen Gemeindereglement veran-
kert sein – und ordnungsgemäss
publiziert werden.

Das Handyverbot wurde von
der Schulkommission beschlos-
sen. Es erfülle deshalb die for-
mellen Anforderungen nicht.
Kettiger schlussfolgert: An den
Könizer Schulen «besteht recht-
lich betrachtet keinHandyverbot
– es ist rechtswidrig».

Schule soll «Probleme
nicht wegsperren»
Der Jurist dreht die Schraube
noch eine Umdrehungweiter ins
Themahinein: Lehrpersonen, die
dasVerbot ausserhalb derUnter-
richtseinheiten trotzdemdurch-
zusetzen versuchten, «könnten
sich allenfalls strafbarmachen».
Wegen Amtsanmassung und
Sachentziehung. Sein Fazit: «Die
Kinder haben einen Rechtsan-
spruch, ihreMobiltelefone in den
Pausen zu nutzen.»

Daniel Kettiger, der von 1990 bis
1999 den Rechtsdienst der
Staatskanzlei des Kantons Bern
leitete, befasst sich seit langem
mit den Grundrechten von Kin-
dern. 2007 schrieb er in der Zeit-
schrift «Bildung Schweiz» über
Handyverbote an Schulen. Schon
damals hielt er fest, solche Ver-
bote «greifen in die Rechte der
Eltern und Kinder ein».

Die Diskussion umHandyver-
bote rolle regelmässig über die
Schweiz, sagt er heute. Genauso
wie jene umAusgangssperren für
Jugendliche. Und bei jeder neu-
enWelle seien neue, diesbezüg-
lich ahnungslose Politikerinnen
und Politiker im Amt – «und al-
les beginnt wieder von vorn».

Keine Frage: In den Schulen
gebe es Probleme wegen der
Handys. Und für die Lehrkräfte
sei es keineswegs einfach. «Das
verkenne ich nicht», sagt Ket-
tiger.Die Probleme seien imLau-
fe der Zeit andere geworden: «Zu
meiner Zeitwar es physische Ge-

walt, später kamen Computer-
spiele, dann Tamagotchi und
schliesslich Mobiltelefone.» Das
allerneuste Problem sei – zumin-
dest auf der Oberstufe – künst-
liche Intelligenz.

«Ich will kein
Handyverbot»
«Die Schule darf gesellschaftliche
Problemenicht einfachwegsper-
ren», sagt Kettiger mit Blick auf
die Kisten, in denen heute Han-
dyswährenddesUnterrichts ver-
sorgt werden. Die Schule müsse
solcheProblemevielmehrzusam-
men mit den Schülerinnen und
Schülern aufgreifen und Wege
aufzeigen. «Das ist der Auftrag
der Schule, nicht die generelle
Disziplinierung von Kindern.»

In Könizwäre es für betroffe-
ne Kinder und deren Eltern ein
Leichtes, Beschwerde zu führen,
sagt Kettiger. «Liebe Regierungs-
statthalterin, ich will kein Han-
dyverbot»: Ein Brief eines über
14 Jahre alten Kindes mit diesen

Worten und ein paarBegründun-
gen wäre bereits «rechtsgenü-
gend».

Die Juristerei sei eine «diskur-
sive Wissenschaft», Ergebnisse
liessen sich nie zu 100 Prozent
voraussagen, sagt er. Aber für
eine solche Beschwerde erachte-
te er die Erfolgschance als hoch.

Aus der Luft gegriffen ist Ket-
tigers «Traum»von Jugendlichen
nicht, die vor Gericht recht be-
kommen. Letztes Jahr rüffelte
das Kantonsgericht Freiburg eine
Schule, die einem 17-jährigen
Schüler das Handy für eine Wo-
che entzogen hatte: Es sei unver-
hältnismässig, einem Jugendli-
chen das Handy über die Dauer
der Schulzeit hinauswegzuneh-
men.

Ähnliches passierte vergange-
nenDezembermit derAusgangs-
sperre in Moosseedorf. Regie-
rungsstatthalterinLadinaKirchen
hat sie aufgehoben.DasVerbot sei
unverhältnismässig und bedeute
einen Grundrechtseingriff in die

Bewegungs- undVersammlungs-
freiheit. Eben erst hat die Ge-
meinde klein beigegeben.

Gemeinde hält an
Handyverbot fest
Wie reagiert die Gemeinde Kö-
niz auf die Aktivitäten von An-
walt Kettiger? «Das löst bei uns
keinen Handlungsbedarf aus»,
sagt Hans-PeterKohler.Der FDP-
Gemeinderat ist als Bildungsdi-
rektor gleichzeitig Präsident der
Schulkommission.

Die Schulkommission sei in
dieser Sache das strategische
Führungsorgan, besetzt mit ge-
wählten Leuten und daher de-
mokratisch legitimiert, sagt Koh-
ler. Das Thema sei durchaus auf
der richtigen Stufe behandelt
worden. Ausserdem sei das An-
liegen von der Basis vorgebracht
worden, von den Eltern und von
der Lehrerschaft. «Handys an der
Schule sind zu einem grossen
Problem geworden», sagt er. Seit
Anfang Februar, als das Verbot
in Kraft getreten ist, «gab es null
negative Reaktionen».

Von formellen Fehlern will
Kohlernichtswissen: «Stellen Sie
sichvor,wirhättendasHandyver-
bot im Gemeindeparlament be-
handelt – JessesGott.»Wennman
schonGrundrechtebemühenwol-
le, dann antworte er: «Jedes Kind
hat dasGrundrecht,ungestört zur
Schule gehen zu können.»

Er habe keinerlei Bedenken,
«dass wir da irgendjemandem
ein Recht nehmen», sagt Kohler.
Hätteman die Handys auch noch
auf demSchulwegverbietenwol-
len, wäre das etwas anderes ge-
wesen. «Dawäre ich als Freisin-
niger auf die Barrikaden gestie-
gen.» Aber auf dem Areal der
Schule? Das sei etwas ganz an-
deres. Dort seien die Kinder be-
aufsichtigt. Wenn eines unbe-
dingt die Grossmutter anrufen
müsse, werde das ermöglicht.

Er sei überzeugt, sagt Kohler,
das alles rechtens abgelaufen sei.
Sollte jemand Beschwerde füh-
ren, würde ihn das nicht weiter
beunruhigen. «Einem solchen
Verfahren würde ich gelassen
entgegenblicken.»

«In Pausen haben Kinder einen
Rechtsanspruch auf ihrMobiltelefon»
Anwalt kritisiert Handyverbot In Köniz wird das Handyverbot an Schulen bejubelt. Nun aber führt Anwalt Daniel Kettiger die Grundrechte
ins Feld. Die Gemeinde kontert ebenso grundsätzlich.

Handys werden in vielen Schulen während des Unterrichts weggeschlossen. Aber ist das auch in den Pausen zulässig? Foto: Adrian Moser
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